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Ob Sonne, Wind, Wasser oder Geothermie – über, auf und unter der Erde gibt es reichlich
klimafreundliche Energien. Die warten nur darauf, von zupackenden Bürgern, innovativer Technik

und einem beherzt in die Zukunft investierenden Freistaat erschlossen zu werden.

KLIMANEUTRALE
ENERGIE

EINE ANZEIGENSONDERVERÖFFENTLICHUNG IN DER SÜDDEUTSCHEN ZEITUNG
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ALLE REDEN VON DER ENERGIEWENDE.
IN BAYERN WIRD SIE GEMACHT.

Klassenbester ist Bayern bei derWirtschaftsleistung, beim schnellen Internet und in der Bundesliga. Da ist klar, wer
als eines der ersten Bundesländer klimaneutral werden will. Immerhin hat man einen Ruf zu verteidigen.

Z iele, das lernt man
im allerersten Füh-
rungsseminar, sol-
len herausfordernd,
aber auch realistisch
sein. Indien will bis
2070 Klimaneutrali-

tät erreichen, also weniger Treibhaus-
gase ausstoßen, als es der Atmosphäre
entzieht, China bis 2060, die USA bis
2050 und Deutschland bis 2045. Aller-
dings machen die CO2-Emissionen
bislang keine Anstalten, sich den Be-
schlüssen zu beugen. Ohne weitere
Maßnahmen als die bereits auf den
Weg gebrachten werde das angestrebte
Netto-Null-Ziel in der selbstgesteckten
Frist nicht zu erreichen sein, alarmier-
te das Umweltbundesamt im Juli 2023
– just im heißesten jemals in Deutsch-
land gemessenen Monat. In Bayern
freilich konnte man es aushalten. Die
ergiebigen Starkregen brachten so viel
Abkühlung, dass es nur zum sechsten
Platz im alljährlichen Bundessommer-
wärmewettkampf reichte. Man muss
nicht immer Erster sein, mag sich
manch Bayer denken. Schließlich hatte
der viele Regen auch sein Gutes: Die
Grundwasservorräte wurden aufge-
stockt, und die Wasserkraftwerke lie-
ferten reichlich Energie.

Wasserkraft und andere umweltfreundliche Energiequellen
benötigt der Freistaat dringend, schließlich will Bayern
schon 2040 klimaneutral sein, früher noch als die meisten
Klimaklassenkameraden in den Ländern. Man kann es
kaum glauben, aber bis Mitte der 1920er-Jahre konnte der
Strombedarf zwischenWürzburg und Rosenheim fast aus-
schließlich mit Wasserkraft gedeckt werden. Noch heute
liegt weit mehr als die Hälfte aller deutschenWasserkraft-
anlagen in Bayern. Allerdings haben die verführerisch
preisgünstigen fossilen Energieträger den Anteil der Was-
serkraft an der Bruttostromerzeugung auf weniger als 15
Prozent zurückgedrängt. Durch den Ausbau von Speicher-
kapazitäten und grundlastfähigen Pumpspeicherkraftwer-
ken sollen es 2040 wieder 25 Prozent sein. Das ist ein am-
bitioniertes Ziel, denn der Rückgriff auf die Tradition
gestaltet sich zäh: Flächenmangel, behördliche Auflagen,
lange Genehmigungsverfahren undNaturschutzbedenken
trotzen der Anweisung „Wasser, Marsch!“ Gleich nach der
Kernkraft hat dieWasserkraft den schwersten Stand unter
den erneuerbaren Energien.

Wasserstoff bietet eine langfristige
Perspektive

Ad fontes, zu den Quellen, mag manchem da in den Sinn
kommen, der in der BayerischenWasserstoffstrategie eine
verheißungsvolle Parallelspur erkennt.Was das chemische
Element mit der Ordnungszahl 1 für das Periodensystem,
will der Freistaat für Europa werden: Klassenprimus bei
möglichst grünemWasserstoff. Dafür soll dieWeiterverar-

beitung des gehaltvollen Gases – ein Kilogramm kompri-
mierter Wasserstoff liefert drei Mal mehr Energie als ein
Liter Diesel – zu synthetischen Kraftstoffen forciert, die
Gasnetze zur Heranschaffung von Wasserstoff ertüchtigt
und eine neue Südpipeline von der Adria bis nach Bayern
gebaut werden. Das böte dem projektiv in Afrika erzeugten
Stoff eine komfortable Anreise und den bayerischen Ab-
nehmern Versorgungssicherheit. Nur: Das kostet. Das dau-
ert. Und wo sollen die benötigten riesigen Mengen des
energetischen Heilsbringers gespeichert und wie in die
vorhandene Erdgas-Infrastruktur eingespeist und durch-
geleitet werden?

„Tatsächlich könnte Wasserstoff die Industrie und den
Verkehr revolutionieren“, sagt Stefan Penthin, Globaler
Leiter Markets beim Beratungsunternehmen Bearing-
Point in München. „Doch für die flächendeckende und
nutzungsübergreifende Verwendung von Wasserstoff ist
eine erhebliche Infrastrukturleistung zu erbringen.“ Die
Pläne hierfür liegen auf dem Tisch. Bis 2025 will der Frei-
staat 300Megawatt Elektrolyseleistung installieren, 500
Wasserstoffbusse im öffentlichen Personennahverkehr
und ebenso viele wasserstoffgetriebener Lastwagen über
die Straßen rollen lassen – mindestens. Die sollen an er-
heblich mehr als den heute nur zwanzig H2-Tankstellen
in Bayern befüllt werden können. Künftige Europa-
Champions in der EnergieklasseWasserstoff denken frei-
lich auch an den grenzüberschreitenden Handel und Ver-
kehr. „Die internationale Versorgung mit Wasserstoff ist
eine komplexe, nationale und europäische Herausforde-
rung“, deutet Penthin die Herausforderung an. „Die In-

frastruktur mit allen logistischen Komponenten zu er-
schaffen, ist eine Aufgabe für Jahrzehnte.“

Noch liefert vor allem der Wind an den flachen Küsten
Nord- undOstdeutschlands die zurWasserstoffproduktion
notwendige Energie. Ein Bundesland, dessen Topografie
großflächig aus malerisch aneinandergereihten Bergen
und Tälern besteht, könne bei der Windernte keine Wun-
der erwarten, trösten die Nordlichter. 432 bayerische Bür-
germeister halten dagegen und versichern:Wenn die Rah-
menbedingungen stimmen, rentieren sich Windräder
allemal – für das Stadtsäckel, für dieWirtschaft und für die
Ortsbewohner. Umfragen zeigen, dass Bayerns Bürger dem
Bau von Windkraftanlagen durchaus etwas abgewinnen
können – wenn sie finanziell davon profitieren. Also for-
dern die Stadtoberhäupter die Politiker auf: Lasst Euch et-
was einfallen! Nach einemGesprächmitMinisterpräsident
Markus Söder zeigte sich Claus Schwarzmann, Bürger-
meister aus dem oberfränkischenMarkt Eggolsheim, stell-
vertretend für seine Kolleginnen und Kollegen zuversicht-
lich, dass die behördlichen Genehmigungsverfahren
künftig „schneller gehen, bei den Regierungen und den
Landratsämtern.“ Sicherheitshalber, man denke an das
Klassenziel, bleibt das Thema auf Wiedervorlage.

Dass die Windenergie mit einer hohen Flächeneffizienz
punktet und auch nachts und besonders im Winter kli-
mafreundlichen Strom liefert, ist unumstritten. Rückenwind
für die Energiewende, mit der Bayern einmal mehr zum
MusterschülerDeutschlandswerden kann, blasendieRotor-
blätter auf jeden Fall heran. Daher wurde gleich nach der

Landtagswahl im Herbst die strenge Min-
destabstandregel zu Siedlungen („10H“)
gelockert. In Wäldern, nahe Gewerbege-
bieten, anAutobahnen, Bahntrassenund in
Wind-Vorranggebieten dürfen Windräder
künftig bis auf 1000, teilweise sogar nur bis
auf 800 Meter an Wohnhäuser heranrü-
cken. Dank dieserMaßnahme soll sich die
Zahl unddieGesamtleistung der in Bayern
installiertenWindräder, imNovemberwa-
ren es genau 1150, schon inwenigen Jahren
verdoppeln. „Die Windkraft in Bayern
steht vor einem Boom“, sagt Wirtschafts-
minister Hubert Aiwanger voraus. „Wir
sind in Bayern bei Sonne, Biomasse und
Wasserkraft schon bundesweit führend
und holen jetzt auch beiWindmassiv auf.“

Windkraft und
Photovoltaik passen gut

zusammen
Die Windkraft konkurriert mit der Photo-
voltaik (PV) nur aus politischer Sicht. Phy-
sikalisch verstehen sich die beiden bestens,
undüberhaupt: Standortvorteilemussman
nutzen. Bei der Sonneneinstrahlung ist
Bayern heute schon die Nummer 1 in
Deutschland. „Mit Blick auf die Strom-
erzeugung harmonisieren Windkraft und
Photovoltaik sehr gut“, bestätigt Thorsten
Häusler, Leiter Erzeugung/Projekte bei

den Allgäuer Überlandwerken in Kempten. „Sonnige Tage
mit hoher PV-Erzeugung sind in der Regel eher wind-
schwach, während sehr windige Tage häufigwenig Sonnen-
einstrahlung mit sich bringen.“ Auch jahreszeitlich passen
Wind und Sonne gut zusammen:Während der Sommer den
SolarmodulenDauerflutlicht und den Betreibern Erlöse aus
dem Verkauf des überschüssigen Stroms spendet, liegt der
Hauptertrag der Windenergie in den Wintermonaten. Ein
Vorzeigeprojekt für das Zusammenspiel vonWind und Son-
ne wird der Windpark Ohmenheim auf der Schwäbischen
Alb, demderEnergieversorger ausKempten einen Solarpark
an die Seite stellen will. „Das dem Windpark eigene Um-
spannwerk kann beide Erzeugungstechnologien mit einer
Abregelung von maximal 2,5 Prozent der eingespeisten Er-
zeugung aufnehmen“, sagt Häusler. Bis 2030 soll das Allgäu
mit erneuerbaren Energien vollversorgt werden können.

Erneuerbare Energien liegen nicht nur auf, sondern auch
unter der Erde. Forscher der TechnischenUniversitätMün-
chen sehen großes Potenzial für den Ausbau der tiefen
Geothermie in Bayern. Ihren Berechnungen zufolge könn-
ten bis zu 40 Prozent des bayerischen Wärmebedarfs aus
der tiefen Geothermie in Südbayern bedient werden. Der
ForschungsverbundGeothermie-Allianz Bayern hält es so-
gar für möglich, mithilfe von Wärmeverbundleitungen
geologisch benachteiligte Regionen im Freistaat mit nach-
haltiger Fernwärme zu versorgen. Bis 2040will Bayern ein
Viertel der benötigten Wärme für das ganze Land aus der
Tiefe holen. Eine Herausforderung ist das. Ob es Realität
und Bayern einmal mehr Klassenerster wird – schau’n wir
mal. KAREN ENGELHARDT
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Heute schon stammt fast die Hälfte des in Bayern erzeugten Stroms aus erneuerbaren Energien. Um die natürlichen Quellen noch effizienter nutzen zu können, ist aber noch mehr menschliche
Energie nötig. Da die sich ebenfalls erneuert, sollte das machbar sein.
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D as Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts vom 15. November 2023
war nicht nur eindeutig, sondern
entfaltete auch unmittelbare Wir-
kung auf die Klimapolitik der Am-
pel-Koalition. Die Karlsruher Rich-
ter urteilten, dass die Verwendung

von 60 Milliarden Euro an ungenutzten Kreditermächti-
gungen für den Kampf gegen die Corona-Pandemie nicht
rückwirkend in den Klima- und Transformationsfonds
verschoben werden durften. Die fehlenden Fördergelder
vom Bund werden sich auf kommunaler Ebene auch im
Freistaat bemerkbar machen. Nicht wenige fürchten, dass
die Energiewende ausgebremst werden könnte.

Nakissa Salavati, Wirtschaftsredakteurin der Süd-
deutschen Zeitung mit Schwerpunkt Energiethemen, mo-
derierte den Runden Tisch zum Thema „Klimaneutrale
Energie“. Die angeregte Debatte ist auf den folgenden
Seiten leicht gekürzt wiedergegeben. Dabei ging es unter
anderem um die aktuellen Herausforderungen auf dem
Weg zur Klimaneutralität und um die Fragen, welche Wir-
kung Fördermaßnahmen entfalten und wie München und
Bayern ihre selbst gesteckten Ziele erreichen können.

Frau Thelen, der Bundwürde die Kommunen gerne
finanziell unterstützen, doch das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichtsblockiertdieMittel.WelcheAus-
wirkungenhat das für die StadtwerkeMünchen, und
wie realistisch ist die bundesweite Umsetzung der
Wärmeplanungbis 2028?
Karin Thelen – Das Urteil wirkt sich erheblich auf die Planung
unsererProjekte aus.Wir benötigen raschKlarheit,wie esmit
demBundeshaushaltweitergeht undmitwelchenMittelnwir

rechnen können. Neben den Finanzen kämpfen wir in man-
chen Bereichen aber auch mit personellen Engpässen. Wir
benötigen eine ausreichende Anzahl an Fachkräften, um all
die geplanten Maßnahmen auch baulich umsetzen zu kön-
nen. Trotz dieserHerausforderungenbin ichüberzeugt, dass
esmöglich ist, für die Städtemitmehr als 10000Einwohnern
einenbundesweitenWärmebedarfsplanbis 2028 zuerstellen.
Die StadtMünchenwill in engerAbstimmungmit den Stadt-
werken ihren Plan schon im nächsten Jahr verabschieden.
Das ist wichtig, denn erst wenn die Kommunen wissen, wie
viel regenerativ erzeugte Wärme und Strom sie tatsächlich
benötigen, können sie dieUmstellungunddiedafür erforder-
lichen Anlagen planen sowie nach geeigneten Flächen su-
chen. Denn ob Solaranlagen, Windräder oder Geothermie –
alles verbraucht Fläche. Aufgrund seiner geologischen Lage
ist in München Geothermie für denWärmebedarf das zent-
rale Thema. In ganzDeutschland könntenwir bis 2040 rund
einViertel unseresWärmebedarfs überGeothermie decken.
Voraussetzung für den Ausbau aller Erneuerbare-Energien-
Anlagen ist, dasswir bei denGenehmigungsverfahren schnel-
lerwerden.Ohneden zügigenAusbauderEnergieinfrastruk-
tur könnenwir dieHaushalte nicht ansNetz bringen.

Herr Lang, Sie habenmit der Energiegenossenschaft
Inn-SalzacheGschonWärmebedarfsplanungendurch-
geführt.Wie kannman die Bürger vor Ort ambesten
einbeziehen?
Pascal Lang –AlsGenossenschaft ist esTeil unseresGeschäfts-
modells, die Bürger bei allen Projekten einzubeziehen, sei es
beimAusbaudesFernwärmenetzes oder bei Photovoltaikan-
lagen.Zudemgenießenwir einenVertrauensbonus inderBe-
völkerung, weil bei uns Nutzen- statt Gewinnmaximierung
im Vordergrund steht und wir die Gewissheit bieten, auch
noch in 20 Jahren als Partner vor Ort zu sein. Bei jedemPro-
jekt ist es von größter Bedeutung, dieMenschen vonAnfang
anumfangreich zu informierenunddieVorteile, die sie durch
klimaneutrale Energieprojekte haben, herauszustreichen.
Wir habenEndeSeptember imunterfränkischenBundorf ei-
nen 125-Megawatt-Solarpark inBetrieb genommen.Diedafür
verwendete Fläche war aufgrund immer geringerer Nieder-
schläge kaum noch landwirtschaftlich nutzbar. Von der ins-
gesamt 125 Hektar großen Anlage bleiben 40 Hektar in der
HandderBürgerinnenundBürger, die sichüber dieMitglied-
schaft in unserer Energiegenossenschaft beteiligen können.
Darüber hinaus liefert die Anlage nicht nur Strom, mit dem
rechnerisch alle privaten Stromverbraucher im Landkreis
Haßberge versorgt werden könnten, sondern sie deckt auch

den lokalen Fernwärmebedarf. Aus Strom wird Wärme bei
unserem vor Ort realisierten Wärmeprojekt. Dass wir die
Baugenehmigung für dieses großeProjektmit einstimmigem
Gemeinderatsbeschluss innerhalb von nur einem Jahr be-
kommen haben, lag mit Sicherheit an unserer Kommunika-
tions- und Bürgerbeteiligungsstrategie. Entscheidend ist,
dass dieMenschen sehen, dass sie von einemProjekt unmit-
telbar durch Versorgungssicherheit und Preisstabilität profi-
tieren und dass dieWertschöpfung vorOrt ankommt.

HerrPellinger,woranhaktesausSichtderForschungs-
stelle fürEnergiewirtschaft, dasswirmit derEnergie-
wendenurschleppendvorankommen?
Christoph Pellinger – Da sind zum einen die enormen Flä-
chenbedarfe für Solarparks,Windräder und andere Energie-
anlagen. Zumanderen ergibt sich aus unserenAnalysen, die
wir gemeinsammitmehreren Stadtwerken durchgeführt ha-
ben, dass sehr viel an Arbeit eingespart werden könnte,
wenn Städte und Stadtwerke ihre Planungen und Baumaß-
nahmen für die verschiedenen Infrastrukturnetze zusam-
menlegen beziehungsweise enger miteinander abstimmen
würden. Das betrifft beispielsweise den Ausbau von Fern-
wärme- undGlasfasernetzen.Dennwerden Straßennur ein-
mal aufgerissen, kostet es nicht nur weniger, sondern führt
auch zu weniger Staus und Baulärm.Wir haben an der For-
schungsstelle für Energiewirtschaft einNetzwerk aufgebaut,
in dem sich Fernwärmenetzbetreiber austauschen und von-
einander lernen können. Ein weiterer Punkt ist der bereits
angesprochene Engpass bei Fachkräften. Den bekommen
wir ebenfalls zu spüren, sie fehlen auf allen Ausbildungs-
ebenen.Hier könnte dieDigitalisierung dazu beitragen, die
Arbeit effizienter zu gestalten. Nicht, um Arbeitskräfte ein-
zusparen, sondern umdiejenigen nicht rekrutieren zumüs-
sen, die man ohnehin nicht bekommt.

FrauHäpp,wo sehenSie alsVerantwortlichebeiE.ON
Ansatzpunkte füreineschnellereEnergiewende?
Claudia Häpp –DasThemaFörderungwurde bereits genannt.
Hier gab und gibt es vonseiten der Bundesregierung zu we-
nig Klarheit, etwa bei der Verabschiedung des Gebäude-
energiegesetzes sowie demHin und Her bei der Förderung
vonWärmepumpen.Welche Folgen das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts für die diversen Förderprogramme ha-
ben wird, ist Stand heute auch noch nicht absehbar. Dabei
haben in Europa schon zahlreiche Länder ihre Energiever-
sorgung auf Wärmepumpen umgestellt und hatten davon
keine Nachteile. Deutschland ist in dieser Hinsicht mit Si-

cherheit kein Pionier. Ich finde es schade, wenn ich daran
denke, welche Chancen sich für Deutschland rund um die
Wärmepumpe ergeben könnten und wie sehr wir uns mit
unseren Bedenken oft selbst im Weg stehen. Fördermaß-
nahmen sind sehr wichtig, aber sie müssen nachhaltig ge-
staltet undmit ausreichendenMitteln ausgestattet werden,
damit die Förderung bei denen ankommt, die sie wirklich
benötigen.Manhat es bei der KfW-Förderung vonPhotovol-
taikanlagen, Speichern undWallboxen für Elektroautos ge-
sehen, als dieMittel in einemTag ausgeschöpft und die Ser-
ver zeitweise nicht erreichbar waren. Aufgrund von
Gesprächen mit Wärmepumpenherstellern gehen wir bei
E.ON davon aus, dass es künftig mehrWettbewerb und da-
raus resultierend tendenziell sinkende Preise geben wird.
Wir brauchen aber nicht nur die Industriekapazitäten der
Hersteller, sondern auch qualifizierte Fachkräfte, die dieGe-
räte einbauen können. Photovoltaik und Wärmepumpen
sind eine gute Kombination, um Heizen günstiger zu ma-
chen.UndAnalysen zeigen, dass inDeutschland drei Viertel
aller Häuser grundsätzlich umrüstbar sind.

Herr Fischer, halten Sie aus Sicht des Verbandes der
BayerischenEnergie- undWasserwirtschaft die staat-
licheFörderungebenfalls fürunabdingbar?
Detlef Fischer – Es rufen zwar alle nach staatlichen Förder-
programmen, aber ich halte sie für nicht zielführend. Das
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zeigt, dass Staat und
Gesellschaft sich nicht von mit Schulden finanzierten För-
dermitteln abhängigmachen sollten. Bei demKfW-Förder-
programm, das nach einemTag vergriffenwar, haben sicher
nicht die bedürftigsten, sondern die schnellsten Antragstel-
ler dieMittel erhalten. Eine solche Politik wird nicht funkti-
onieren.Wirmüssen stattdessen alles daransetzen, dass un-
sere Gesellschaft von sich aus begreift, was notwendig ist
und dass jeder seinen Beitrag dazu leistet. Die Förderung
fällt ja auch nicht vomHimmel, sondernwird von allen über
Steuern finanziert. Manche Bürger zahlen dann doppelt,
nämlich die, die auch ohne Fördermittel Photovoltaikanla-
gen undWärmepumpen installiert haben.Diemüssen dann
mit ihren Steuern anderen die Anlagenmitfinanzieren. Das
halte ich für unfair. Vor allem, weil mittlerweile viele Men-
schen exakt so langemit ihren Baumaßnahmenwarten, bis
es eine staatliche Förderung gibt, anstatt von sich aus tätig
zuwerden. ImGrunde erziehenwir die Leute durch Förder-
programme zu solch einem Verhalten, weil es aus der Sicht
des Einzelnen sinnvoll ist, während es für dieGemeinschaft
Kosten verursacht. Deshalb weg mit den Förderprogram-
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WIRMÜSSENMEHR TUN,
UMKLIMANEUTRALITÄT ZU ERREICHEN

Die Stadt München möchte bis 2035 klimaneutral werden, der Freistaat Bayern bis 2040. Um diese ehrgeizigen Ziele zu erreichen,
ist der rasche Ausbau von erneuerbaren Energien und Verteilnetzen erforderlich. Dafür notwendig ist unter anderem die

Ausbildung von Fachkräften, um von der Planung schneller ins Handeln zu kommen.
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menund stattdessen jedemklarmachen, was die Stunde ge-
schlagen hat. Da erwarte ich auch von der PolitikmehrMut,
umdie selbst gesteckten Ziele zu erreichen. Die StadtMün-
chen will bis 2035, der Freistaat Bayern bis 2040 klimaneu-
tral sein. Das ist ohne Anstrengungen der Bürger nicht zu
schaffen.

Herr Sillober, Sie haben sich vorKurzemdenAusbau
der Photovoltaik zur Aufgabe gemacht. Schaffenwir
dasohnestaatlicheFörderung?
Timo Sillober – Das Problem in Deutschland besteht darin,
dass wir das Unternehmertum und den Glauben an techni-
schen Fortschritt verloren haben. Zu Beginnmeiner Karrie-
re war ich in der Telekommunikationsbranche tätig. Das
iPhonewurde nicht erfunden,weil irgendjemand einMobil-
telefon ohne Tasten gefördert hat, sondern weil ein Unter-
nehmen an technologischem Fortschritt gearbeitet und es
auf denMarkt gebracht hat. In meiner Zeit bei EnBW habe
ich das größte Schnellladenetz für E-Autos in Europa aufge-
baut. Der entscheidende Punkt dabei war, dass wir uns im
Lauf der Entwicklung entschieden haben, auf Fördergelder
zu verzichten. Hätten wir Fördergelder genommen, wäre
das Netz jetzt höchstens ein Drittel so groß, weil wir die
meiste Zeit damit verbracht hätten, auf Entscheidungen zu
warten.DieWallbox-Förderung vor zwei Jahren hat dazu ge-
führt, dass alle drei deutschen Hersteller von Wallboxen
heute entweder pleite sind oder die Produktion eingestellt
haben. Denn dadurch wurde die Nachfrage künstlich nach
oben getrieben, was zu einer Ausweitung der Kapazitäten
geführt hat. Als die Förderung endete, brach der Absatz ein.
Dasselbe haben wir bei der Förderung von Photovoltaikan-
lagen und bei Wärmepumpen erlebt. Die Anbieter stocken
die Lager auf, solange die Fördermittel fließen, und sobald
es keine mehr gibt, bleiben sie auf ihren Beständen sitzen,
weil sie nichts mehr verkaufen.

WennFördermittel negativeEffektehaben:Waskön-
nen Staat und Unternehmen tun, um mehr Bürger
dazu zu bringen, in Photovoltaikanlagen, Wärme-
pumpenundandereMaßnahmenzu investieren?
Timo Sillober – Bürger und Unternehmen müssen lernen,
ohne Förderprogramme zu wirtschaften. Bei den Bürgern
kippt aufgrund der ständigen Gesetzesänderungen bei der
Förderung langsam die Stimmung gegen klimafreundliche
Technik. Und die Unternehmen können nicht vernünftig
planen, weil die Nachfrage durch die erratische Förderung
einer ständigen Berg- und Talfahrt gleicht. Die Politik ver-
sucht, Dinge zu erzwingen, anstattmarktwirtschaftlicheAn-
reize zu setzen.Mit einemmodernen Energiesystemmit in-
telligentem Energiemanagement können Bürger nicht nur
bei Sonnenschein von einer Photovoltaikanlage profitieren.
Sie können dank dynamischer Stromtarife selbst dann ihr
E-Auto oder ihren Speicher beladen, wenn keine Sonne
scheint und der Strom aufgrund der geringen Netzauslas-
tung praktisch zumNulltarif zu haben ist. Damit kann jeder
Einzelne dazu beitragen, das Stromnetz in Zeiten derÜber-
produktion zu entlasten und gleichzeitig einenwirtschaftli-
chenVorteil durch günstige Preise erzielen.Das ist nicht nur
sinnvoll für dasGesamtsystem sondern auch ein Anreiz und
profitabler Kundennutzen in ein solches System zu investie-
ren. Die Frage nach der Bezahlung haben wir im Grunde
schon beantwortet, dennmit derCO2-Steuer gibt es ein pro-
bates Mittel, einen echten Marktanreiz zu setzen. Dieser
kann sehr gut mit KfW-Krediten zur Förderung klimaneut-
raler Energie flankiert werden. Beides würde für eine nach-
haltige und planbare Energiewende amMarkt sorgen. Das
KarlsruherUrteil und die nun fehlenden 60MilliardenEuro
imBundeshaushalt sind deshalb auch eineChance, politisch
umzudenken und es besser zumachen.
Christoph Pellinger – Ich stimme Herrn Fischer zu, dass wir
die Bürger dazu bringen müssen, nicht auf Förderung zu
warten, sondern das zu tun, was sie in ihremEinflussbereich
leisten können. Das gilt aber auch für die Immobilienbran-
che, die beiNeubauprojekten leider immer noch oft vergisst,
Photovoltaikanlagen und Wallboxen einzuplanen und als
Verkaufsargument zu nutzen. Vielleicht wirft das zu wenig
Gewinn für sie ab oder ist bei der Planungmit zusätzlichem
Aufwand für dieAbstimmungmit denEnergieanbietern ver-
bunden. Deshalb würde ichmir wünschen, dass hier Aufla-
gen für Immobilienentwickler gemachtwerden.Diemüssen
jetzt schon pro Wohneinheit eine bestimmte Zahl an Stell-
plätzen einplanen. Warum dann nicht gleich auch ein paar
Ladestationen? Bei Neubauten ist es anders als im Bestand
überhaupt kein Problem, in Tiefgaragen die notwendige

Ladeinfrastruktur für einen Teil der Stellplätze von Anfang
an einzuplanen.DieKosten dafür betragen nur einenBruch-
teil dessen, was ein Stellplatz kostet, und sind deshalb kein
Argument, es nicht zu tun. In diesemBereichwerden auf je-
den Fall sehr viele Chancen liegen gelassen.
Detlef Fischer –Wir brauchen imGrunde einen komplett an-
derenAnsatz als bisher. Ich hielte es für sinnvoll, wenn jeder
Bürger einCO2-Konto erhält, auf dem zu Jahresanfang 2024
beispielsweise fünf TonnenCO2 gutgeschriebenwerden. Im
Jahr 2024 sind es dann nur noch 4,5 Tonnen und so weiter.
Der Ausstoßwird dann verbrauchsabhängig abgebucht, und
wenn das Guthaben aufgebraucht ist, ist Schluss mit lustig
oder man muss sich von sparsameren Leuten CO2 kaufen.
Da schlägt dasHeli-Skiing inKanada dann ordentlich zuBu-
che, während andere halt länger mit ihrem Guthaben aus-
kommen. Aktuell ist es doch so, dass jemand, der kli-
mafreundlich lebt, nichts davon hat. Umgekehrt werden
diejenigen, die mit ihrem CO2-Ausstoß prassen, nicht zur
Kasse gebetenwerden. Das zeigt, dass unser ganzes System
überhaupt noch nicht auf Klimafreundlichkeit ausgelegt ist.
Das höchste Ansehen genießt, wer im größtenHauswohnt,
das größte Auto fährt undmöglichst weit weg in denUrlaub
fliegt. Dieses Verhalten ändert sich nicht durch Mikroma-
nagement, bei dem hier eine Fördermaßnahme und dort
eine Auflage gemachtwird. Gefragt istMakromanagement,
bei dem jeder Bürger ein Budget erhält und eigenverant-
wortlich wirtschaften muss. Das wäre auch sozial, denn är-
mereMenschen leben zwangsläufig klimafreundlicher, weil
sie sich großeWohnungen, Autos und Fernreisen nicht leis-
ten können.
Karin Thelen – Ausmeiner Sicht haben Förderprogrammevon
Staat, Stadt oderUnternehmendurchaus eineBerechtigung.
Wir dürfen die soziale Komponente nicht aus den Augen
verlieren, denn nicht jeder verfügt kurzfristig über ausrei-
chend finanzielle Mittel. Für den Tausch einer Heizung
muss man schonmit 30 000 bis 40 000 Euro rechnen und
nicht jeder kann sich eine Wärmepumpe und beziehungs-
weise oder eine Photovoltaikanlage leisten. Natürlich ist die
Kombinationmit einerWallbox und einemElektroauto ide-
al, aber dann wird es noch einmal deutlich teurer. Das mag
sich ja im Laufe der Zeit amortisieren, ändert jedoch nichts
an den zunächst einmal hohen Anschaffungskosten. Aber
auch Kommunen, die in Klimaneutralität investieren müs-
sen, stehen vor enormen finanziellen Herausforderungen.
Wenn es zum Beispiel um die Beschleunigung von Infra-
strukturmaßnahmen geht, reden wir schnell über Milliar-
denbeträge, die auch eineGroßstadtwieMünchennicht ein-

Die rasche Baugenehmigung für große Projekte wie den 125-Megawatt-Solarpark im unterfränkischen Bundorf gelingt nur, wenn auch die Menschen vor Ort
durch mehr Preis- und Versorgungssicherheit etwas davon haben, erläuterte Pascal Lang, hauptamtlicher Geschäftsführer der EGIS Verwaltungs GmbH.

Förderprogramme haben durchaus ihre Berechtigung. Vor allem, wenn damit diejenigen unterstützt werden, die nicht über ausreichend Eigenmittel für
den Einbau einer Wärmepumpe verfügen, sagte Katrin Thelen, Geschäftsführerin Regionale Energiewende der Stadtwerke München.
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fach kurzfristig zur Verfügung hat. Kleinere Kommunen erst
recht nicht. Auch hier werdenwir ohne Förderung nicht vo-
rankommen.
Detlef Fischer – Das mag punktuell ja so sein, dass es ohne
Förderung nicht geht. Abermit Blick auf die Förderung von
Privathaushalten erinnere ichmich gut daran, wasmirmein
Vater, der durchschnittlich verdient hat, ansHerz gelegt hat:
Für zwei Dinge solle ich immer genügend Geld auf dem
Konto haben – für eine neue Heizung und ein Auto. Wenn
dasGeld auf demKonto sei, könne ich gerne eineKreuzfahrt
machen. Diese Einstellung hat mich geprägt, aber sie ist in
weiten Teilen der Gesellschaft verloren gegangen. Da wird
das Geld rausgehauen, und wenn dann eine Renovierung
ansteht, ist nichts da. Und dann soll der Staat, also letztlich
alle Steuerzahler, es richten.
Karin Thelen – Wir haben in den vergangenen Jahren, wenn
nicht Jahrzehnten, alle von den niedrigen Energiepreisen
profitiert. Der russischeAngriffskrieg gegendieUkraine und
die Zerstörung der Nordstream-Pipelines hat den Energie-
markt völlig durcheinandergebracht. Jetzt ändert sich das

Mindset in derGesellschaft, undwirmüssenmit den neuen
Rahmenbedingungen umgehen.
Timo Sillober –Wir habenmit der CO2-Steuer ein funktionie-
rendesMittel, umdie notwendigen Investitionen inNetzaus-
bau und Stromtrassen zu finanzieren. Nach meiner Erfah-
rung reagieren Kunden dann, wenn das System ihnen einen
echtenwirtschaftlichenNutzen und sogar Spaß bieten.Des-
halb habe ich in den vergangenen sieben Jahren nie einen
Gedanken daran verschwendet, dass die E-Mobilität nicht
kommen wird, denn wer einmal mit einem Elektroauto ge-
fahren ist, der will nicht mehr davon weg. Deshalb braucht
esweder einVerbot vonAutosmit Verbrennungsmotor noch
eine finanzielle Förderung für E-Autos, denn in 2035wird oh-
nehin niemand mehr ein Auto mit einer fünfzig Jahre alten
Technologie kaufen.DieMenschenhaben ja sogar schon4K-
Fernseher gekauft, als es noch gar keine Programme dafür
gab.Unddeswegen glaube ich auch an diemoderneTechnik
in der Solarbranche und daran, dass der Gedanke an nach-
haltige Energieerzeugung sich in denKöpfen der Bürger eta-
blieren wird. Eine günstige und sichere Finanzierung über
die KfW sowie ein Mehr an Lebensqualität reichen völlig
aus, umdenWandel der eigenenEnergieversorgung, besten-
falls in Kombinationmit demHeizen, herbeizuführen.

Kommt die klimafreundliche Heizung tatsächlich
ohneFörderung insHaus?
Christoph Pellinger – Grundsätzlich ist die CO2-Bepreisung
ein guter Weg. Mein bisheriger Eindruck ist aber eher, dass
dieMenschen angesichts der schwankendenPolitik eine ab-
wartendeHaltung einnehmen. Vielleicht lässt sich der stetig
steigende CO2-Preis am Ende politisch gar nicht durchhal-
ten, und alle Wirtschaftlichkeitsberechnungen sind Maku-
latur. Also baut so mancher am Ende doch wieder eine Öl-
heizung ein. Die durch punktuelle Fördermaßnahmen
ausgelösten Preis- und Nachfrageschwankungen haben
nicht gerade das Vertrauen in eine langfristige und stabile
Politik gestärkt. Dass es anders geht, zeigt Finnland. Dort
hat sich dieWärmepumpe alsHeizungssystemdurchgesetzt.
Pascal Lang – Ein anderes Beispiel ist Dänemark, wo 70 Pro-
zent der Haushalte an das Fernwärmenetz angeschlossen
sind und der Rest, wo diese Netze nicht wirtschaftlich sind,
mit Luft-Wärme-Pumpen versorgt wird. Auch andere Län-
der zeigen, wie es gemacht werden könnte.Wasmir an Dä-
nemark so gut gefällt, ist die Versorgung im ländlichen
Raum. Die Berliner Politik denkt immer nur an die Städte
und vergisst dabei, dass in Deutschland die Hälfte der Be-
völkerung im ländlichen Raum in Orten mit weniger als
10.000Einwohnern lebt. Da gibt es keine Stadtwerke, keine
große Stadtverwaltung oder Bauämter, die sich um solche
Themen kümmern können. Da fehlt es an Ansprechpart-

nern. Bei uns gibt es sogar noch Häuser mit Kohleheizun-
gen. Und bei dezentralen Heizungen ist die Ölheizung für
viele aus Kostengründen immer noch die günstigste Alter-
native.Mit Hackschnitzeln oder Pellets soll man auch nicht
mehr heizen, also bleibt kaum etwas anderes übrig. Dann
heißt es aus Berlin, dass die Leute neben derWärmepumpe
auch gleich noch ihr Haus sanieren sollen – da kommen
dann schnell 150 000 Euro und mehr zusammen. So viel
Geld haben viele Leute schlicht und ergreifend nicht. Übri-
gens kostet dieselbeHackschnitzelheizung, die vor drei Jah-
ren noch 22 000 Euro gekostet hat, mittlerweile gerne mal
50 000 Euro. Diese Preisexplosion ist unter anderem auch
auf den Fördermechanismus zurückzuführen. Die andere
Wirkung von Fördermitteln, die ich momentan häufig erle-
be, ist eine Zurückhaltung beim Anschluss an die Fernwär-
me. Aktuell gibt es 40 Prozent Förderung, und viele warten
mit ihremAnschluss, weil es nächstes Jahr 50 Prozent gibt.
Claudia Häpp – Der Forderung, den ländlichen Raum stärker
zu berücksichtigen, kann ichmich nur anschließen. E.ON ist
als Energieversorger breit in der Fläche vertreten, und wir
erleben es auch sehr oft, dass dort teilweise nicht so vielGeld
fürRenovierung undModernisierung vorhanden ist.Wir ha-
ben vor Kurzemeine bundesweiteWärmelandkarte erstellt,
in der nach Postleitzahlen gegliedert die Heizungssysteme
erfasstwerden.Während inBayernundBaden-Württemberg
viel mit Öl und Holz geheizt wird, überwiegt im Rest
Deutschlands Gas als wichtigster Energieträger für Heizun-
gen. Fakt ist, dass der Verkauf vonÖl- undGasheizungskes-
seln in diesem Jahr stark gestiegen ist, weil die Leute verun-
sichert und die Preise für Gas und Strom zuletzt wieder
gesunken sind.Wirmüssen in derGesellschaft die Eigenmo-
tivation fördern, nachhaltiger zu wirtschaften. Wobei sich
Nachhaltigkeit undWirtschaftlichkeit ja nicht ausschließen.

Die Stadt München und der Freistaat Bayern haben
sichKlimaneutralitätalsZielgesetzt.Bislangheiztdie
MehrheitmitGasundÖlundfährtAutosmitVerbren-
nungsmotoren. Schaffenwir dieWendewirklich nur
mitPreisanreizenoderbraucht esdochmehr?
Pascal Lang – Im ländlichen Raum ist der Netzausbau von
Fernwärme ohne Fördermittel kaummachbar, denn es lohnt
sich nur, wenn man große Industriekunden als Ankerkun-
den hat. Die Fremdfinanzierung ist aufgrund der gestiege-
nen Zinsen zunehmend problematisch. Wir haben gerade
erst ein Projekt deswegen aufgegeben. Banken und Versi-
cherungen betrachten Fernwärmenetze als Risikoprojekte,
da demKredit anders als bei der Photovoltaik keine sicheren
Einnahmen aus Einspeisevergütungen gegenüberstehen.
Deshalb müssen wir als Betreiber mehr Eigenkapital auf-
bringen, damit bei derWirtschaftlichkeitsberechnung noch
ein positives Ergebnis herauskommt und wir die Finanzie-
rung erhalten. Es gibt ja jetzt schon genügend Fernwärme-
netze, die von denGemeinden subventioniert werdenmüs-
sen. Das kann aber nicht das Ziel sein, weil sonst als
Konsequenz die Preise für die Wärme steigen. Deshalb bin
ich im ständigenAustauschmit der Politik, umhier Erleich-
terungen bei der Finanzierung zu erreichen.
Timo Sillober – Die Preisanreize, die mit der CO2-Steuer ge-
schaffen wurden, haben sowohl bei der Photovoltaik als
auch bei der Elektromobilität gewirkt. Erst mit dem Chaos
bei der Förderung und durch die Abschaffung der CO2-Be-
steuerung bei Benzin undGas während der Corona-Pande-
mie ging der Bau von PV-Anlagen und der Absatz von E-Au-
tos massiv zurück. Jetzt ist das Gas wieder günstiger, aber

Mit der CO2-Steuer gibt es ein funktionierendes Mittel, um die notwendigen Investitionen in Netzausbau und Stromtrassen zu finanzieren, betonte Timo
Sillober, CEO der Energiekonzepte Deutschland GmbH. Damit Preisanreize im Markt wirken, müssen sie jedoch ausreichend hoch sein.

Durch Technik wird in Bereichen wie Medizin, Mobilität und Energie vieles besser, erklärte Claudia Häpp, Senior Vice President Solutions Excellence bei
E.ON Deutschland. Aber es fehlt in Deutschland an Aufbruchstimmung und Begeisterung für die darin liegenden Möglichkeiten.

WIE KLIMANEUTRALITÄT
ERREICHT WERDEN KANN
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der CO2-Preis ist trotzdem nicht wieder da. Preisanreize
funktionieren schon, aberwir haben sie aktuell nicht in aus-
reichender Höhe. Bei Wärmepumpen und Heizungssanie-
rungen sollte derUmbaunur über günstigeKredite erfolgen.
Pascal Lang – Der Heizungsumbau sollte für alle in erster
Linie über günstige Kredite gefördert werden. Nur bei ein-
kommensschwachen Haushalten könnte ein gewisser
Prozentsatz über Fördermittel gedeckt werden. Dochwenn
ich zumBeispiel dasmir dasHin undHer bei derMehrwert-
steuer für Gas und Fernwärme ansehe, die jetzt wieder auf
19 Prozent angehobenwerden soll, dann verstehe ich, dass
die Bürger ihr laufendes System nicht ändern wollen. Es ist
momentan wenig Konstanz in der Politik, was natürlich
auch dem Umstand geschuldet ist, dass sie mit den exter-
nen Schocks amEnergiemarkt und der Haushaltspolitik zu
kämpfen hat.
Detlef Fischer – Dass der CO2-Preis noch nicht die Wirkung
erreicht, die er haben könnte, liegt vor allem daran, dass er
nur so hoch ist, dass er den meisten Bürgern nicht weh tut.
Das verhält sich ein wenig wiemit den Zigaretten. Die wer-
den auch nur so hoch belastet, dass sie genügend Tabak-
steuer einbringen, aber nicht die Menschen vom Rauchen
abhalten. Es geht beimCO2-Preis aber nicht darum, Steuer-
einnahmen zu generieren, ohne dass dieMenschen ihr Ver-
halten ändern, weil er dann sein eigentliches Ziel verfehlt.
Wir brauchen also nochmehr.
Claudia Häpp – Jedes Modell ist ein Übergangsmodell, und
das istmit demCO2-Preis nicht anders.Wennman bedenkt,
dass die Kinder, die heute geboren werden, eine Lebens-

erwartung von fast 100 Jahren haben, dann sieht man, was
medizinischer Fortschritt bewirkt. Das ist aber auf allenGe-
bieten so, auch bei der Energie. Durch Technik wird vieles
besser. Aber es fehlt in Deutschland an Aufbruchstimmung
undBegeisterung für die darin liegendenMöglichkeiten. Ich
war vor Kurzem das ersteMal nach sieben Jahren wieder in
China. Dort siehtmanmittlerweile sehr viele Elektroautos,
was dieUmweltbelastung senkt und die Lebensqualität för-
dert. Dort nutzt man den technischen Fortschritt, denman
gerade in diesemBereich beobachten kann. 2018 hattemein
erstes E-Auto eine Reichweite von lediglich 150Kilometern,
mein zweites hat schon eineReichweite von 500Kilometern
und ist damit auch klar für längere Strecken geeignet.
Christoph Pellinger – Aus diesemGrund plädiere ich für einen
Kulturwandel in Deutschland in Bezug auf die Einstellung
gegenüber demNeuen. Anstatt zu überlegen, was daran ne-
gativ sein könnte, sollteman eher die Chancen darin erken-
nen, umFortschritte zu erzielen.Manmuss nicht jedeNeu-
erung automatisch gut finden, aberman kann sie zumindest

einmal ausprobieren, um zu sehen, wie es funktioniert. Im
akademischen Bereich werden junge Professoren heute vor
allemdaran gemessen, inwelchenwissenschaftlichenPubli-
kationen sie Beiträge veröffentlichen. Siewerden aber selten
danachbeurteilt,wie relevant ihreForschungsprojekte für die
Gesellschaft unddieTransformation zu einemzukunftsfähi-
gen System sind. Deshalb hat die Technische Universität
Münchenmit der UnternehmerTUM in kurzer Zeit Europas
größtes Zentrum für Gründung und Innovation aufgebaut,
um für die vielen gesellschaftlichen Herausforderungen Lö-
sungen zu finden.Daraus sollen auchGeschäftsmodelle ent-
stehen, mit denen die Forschungsergebnisse monetarisiert
werden können, die bislang allzu oft ungenutzt in der Schub-
lade verschwinden. An dieser Stelle sollte sich das For-
schungssystem ändern.
Claudia Häpp – Wir haben schon einige Projekte in Zusam-
menarbeit mit der UnternehmerTUM durchgeführt, und
was mir daran gefällt, ist genau dieser Ansatz: einfach mal
machen und ausprobieren. Das ist etwas, das nurUnterneh-
men undUniversitäten leisten können, denn einemprivaten
Bauherren kann ich nicht zumuten, dass er sich eine Anlage
ins Haus installiert und dann schaut, ob sie läuft. Es gehört
zur sozialen Verantwortung von Unternehmen, Forschung
und Fortschritt zu fördern.
Karin Thelen – Die Stadtwerke München arbeiten ebenfalls
mit derUnternehmerTUMzusammen, und ich sehe es ganz
ähnlich. Wir brauchen einen neuen Pioniergeist, das heißt
eine positiveGrundhaltung,mit derman an Projekte heran-
geht.Mit Blick auf die Vergangenheit sindwir doch ein Volk
der Unternehmer und Ingenieure. Da müssen wir wieder
hinkommen, dennnurwermutig ist undneueDinge auspro-
biert, hat Erfolg. Bei allen Herausforderungen darf man
nicht vergessen, dass in der Energiewende auch Chancen
für zahlreiche Innovationen undneueGeschäftsmodelle lie-
gen. In dieser Hinsicht können wir uns durchaus ein wenig
von der amerikanischen Mentalität abschauen, die Neuem
gegenüber aufgeschlossener ist und eher auf die Chancen
als die Risiken blickt. US-Präsident Joe Biden hat es mit ei-
nemStatement, das er im Juni 2022 auf Twitter gepostet hat,
gut auf den Punkt gebracht: „Wenn ich „Klima“ höre, denke
ich anArbeitsplätze. Gut bezahlte, hochwertige Arbeitsplät-
ze, die dazu beitragen, denÜbergang zu einer grünenWirt-
schaft der Zukunft zu beschleunigen und ein nachhaltiges
Wachstum auszulösen.“ Es gibt im gesamten Energie- und
Mobilitätsbereich sehr vieleMöglichkeiten der Zusammen-

arbeit zwischen den verschiedenen Anbietern, Kommunen
undBürgern.Das Ziel Klimaneutralität erreichenwir nur ge-
meinsam. Und ich glaube, dass wir das schaffen können,
wenn wir mit vielen kleinen Projekten anfangen.
Claudia Häpp –Wir haben genau diese Partnerschaften schon
an vielen Stellen gestartet, weil es eben nicht allein geht.
Energieerzeugung und -verbrauch sind ein System, in dem
das einedas andere bedingt undkeinUnternehmenundkein
Verband alles regeln kann. Ähnlich wie die Reallabore der
TUMhabenwirmit demE.ONZukunftsland indenGemein-
den Arnsberg und Sundern ein wegweisendes Projekt. Dort
wird das Zusammenspiel von innovativen Kundenlösungen
und intelligenten Netzen getestet und für den deutschland-
weiten Rollout vorbereitet. Dadurch gewinnt man Erkennt-
nisse, aufdenenmanaufbauenkann.NichtdurchdasLamen-
tierenüberProbleme, sondernnurdurchdasMachenwerden
wir es schaffen. JACOBNEUHAUSER

Deutschland braucht einen Kulturwandel. Anstatt zu überlegen, was an neuer Technik negativ sein könnte, sollte man eher die Chancen darin erkennen,
um Fortschritte zu erzielen, mahnte Christoph Pellinger, Geschäftsführer der Forschungsstelle für Energiewirtschaft e.V. in München.

Der CO2-Preis ist nicht dazu da, um Steuereinnahmen zu generieren, sondern um das Verhalten der Menschen in Richtung Klimaneutralität zu bewegen,
forderte Detlef Fischer, Hauptgeschäftsführer des Verbands der Bayerischen Energie- und Wasserwirtschaft e.V., mehr Mut von der Politik.
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schaftlichenMBA-Abschluss erworben. Sie arbeitet
seit elf Jahren bei den SWM, zuletzt mehrere Jahre
als Leiterin der TechnischenQualitätssicherung.
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WIR PACKEN’S AN – SEIEN SIE DABEI
Mit IhrerMitgliedschaft bei der EGIS eG investieren Sie nachhaltig in unsere
Projekte: Photovoltaik, Fernwärme, E-Mobilität und Ökostrom und profitieren
von einer attraktiven Dividende.

„AlsMitglied in unserer
Energiegenossenschaft bringen
Sie die Energiewende aktiv voran.“
Pascal Lang, Vorstandsvorsitzender der EGIS eG

www.egis-energie.de FERNWÄRMEPHOTOVOLTAIK E-MOBILITÄT STROM
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WENN BÜRGER DIE ENERGIEWENDE IN DIE
EIGENEN HÄNDE NEHMEN

NETZBOOSTER LASSEN
DAS STROMNETZ ATMEN

Dezentrale Batteriespeicher, großwie Seecontainer, sollen
von Schwaben aus helfen, das Stromnetz besser auszulasten.

Ende 2025 gehen die ersten an den Start.

DER HEISSE SCHATZ FÜR
WARME WOHNUNGEN
Bayern sitzt auf einer imUntergrund schlummernden,

klimafreundlichen Energiequelle. Höchste Zeit,
sie mit Geothermie zu erschließen

Mit der Energiewende dürften zentrale,
fossil befeuerte Großkraftwerke bald der Ver-
gangenheit angehören. Die umweltfreundliche
Alternative sind Anlagen zur Nutzung erneuer-
barer Energien. Die dezentrale Erzeugung von
Strom aus Sonne, Wind und Biomasse macht
das gesamte Energiesystem allerdings komple-
xer. Um eine Überlastung des Netzes zu ver-
meiden, müssen die Produktion von Wind-
kraftwerken im Norden gedrosselt und dafür
herkömmliche Kraftwerke im Süden hochge-
fahren werden. Der Haken: Diese Ausgleichs-
maßnahmen, genannt Redispatch, verschlin-
genMilliardensummen.

Um Geld zu sparen und gleichzeitig die Stromver-
sorgung von Industrie und Haushalten zu stabilisieren,
wollen der Übertragungsnetzbetreiber Amprion, der Ener-
giekonzern E.on und die Lechwerke (LEW) in Schwaben
und Oberbayern einen Verbund aus gewaltigen Batterie-
speichern realisieren. Die modular zusammengesetzten
Netzbooster an strategisch günstigen Netzknotenpunk-
ten können überschüssigen Strom aufnehmen und in Se-
kundenschnelle wieder abgeben. Damit entlasten sie das
Stromnetz. Ende 2025 soll der weltweit erste dezentrale
Netzbooster an den Start gehen. „Der Netzbooster ist eine
wichtige Innovation für das Stromnetz“, sagt Thomas De-
derichs, Leiter Strategie und Energiepolitik bei Amprion.
„Er wird uns als zusätzlicher Sicherheitspuffer dienen und
helfen, das Übertragungsnetz höher auszulasten.“ In einem
Verbund von fünf bis sechs Standorten sollen insgesamt 250
Megawatt Energie gespeichert und an das Verteilnetz von
LEWangeschlossen werden. ImBedarfsfall springen dann
die Batteriespeicher im Verteilnetz ein und sorgen dafür,
dass die konventionellen Kraftwerke seltener zum Einsatz
kommen.

Welche Städte und Gemeinden sich an diesem Part
der bayerischen Energiewende aktiv beteiligen, wird noch
geprüft. Die besten Chancen haben Standorte, an denen
sich schon heute Umspannanlagen befinden. Auch die Flä-
chenverfügbarkeit spielt eine Rolle: Immerhin beansprucht

jedes Modul eine Grundfläche von etwa 50 mal 100 Me-
ter. Pluspunkte haben Kommunen, in den die Projektpart-
ner über eigenen Flächen verfügen. Im kommenden Jahr
wird Amprion die Errichtung und den Betrieb der Module
für die ausgewählten Lokationen ausschreiben. 2026 sollen
alle Batteriespeicher installiert sein.Wenn die Bundesnetz-
agentur die energiewirtschaftlicheNotwendigkeit des Vor-
habens bestätigt, und die Zeichen hierfür stehen auf Grün,
fließen ab dann dieGestehungskosten über dieNetzentgel-
te an die Investoren zurück.

Die beiden derzeit größten Stromspeicher in Bay-
ern stehen in den fränkischen LandkreisenNeustadt an der
Aisch undKitzingen. Sie haben eineGesamtleistung von 42
Megawatt und sind an das Netz von N-Ergie angeschlos-
sen. Betreiber ist die österreichische Verbund AG zusam-
men mit zwei Projektpartnern aus München. Womöglich
bleibt auch der Energiestandort Grundremmingen erhal-
ten. RWE hat soeben den Rückbau des Kernkraftwerks be-
gonnen und erwägt Marktbeobachtern zufolge ebenfalls
den Bau eines großen Batteriespeichers. Insofern ist LEW-
Vorstand Christian Barr zuzustimmen: „Der Südwesten
Bayerns ist eine echte Energiewende-Region.“ Wenn sich
jetzt noch jemand etwas einfallen lassen könnte, umdie un-
schönenHochspannungsleitungen überflüssig zumachen,
wäre allen geholfen. Aber an deren Anblick werdenwir uns
wohl oder übel gewöhnen müssen. Irgendwoher muss der
Strom schließlich ins Haus kommen. KAREN ENGELHARDT

Island bekommt die brodelndeGewalt der Natur im-
mer wieder zu spüren. Seit dem 11. November 2023müssen
die Einwohner der Hafenstadt Grindavik ihre Häuser im-
mer wieder vorübergehend verlassen, weil Geologen mit
stärksten Lavaeruptionen rechnen. Auch das geothermi-
sche Kraftwerk Svartsengi wurde sicherheitshalber herun-
tergefahren. Es versorgt mit fünf weiteren Anlagen dieser
Art fast 90 Prozent der isländischen Haushalte mit Wär-
me. Auf der Insel im Nordatlantik muss dafür oft nur we-
nige hundert Meter in den Untergrund vorgedrungen wer-
den. Die technisch machbare Grenze liegt bei etwa 7000
Metern Tiefe.

Damit bietet Geothermie ein gewaltiges Reservoir,
für das sich auch der Freistaat erwärmt. „Im Süden Bay-
erns, insbesondere im GroßraumMünchen, wird die Nut-
zung der tiefen Geothermie für die Produktion von Strom
und Wärme bereits in zahlreichen Projekten erfolgreich
praktiziert“, erklärt Harald Stollhofen, Professor und Lehr-
stuhlinhaber am GeoZentrum Nordbayern der Friedrich-
Alexander-Universität in Erlangen-Nürnberg. „Nördlich
der Donau beschränkt sich ihre Nutzung auf die therapeu-

tische Anwendung in Thermen, etwa in Bad Staffelstein
oder Bad Rodach“, ergänzt der Forscher.

Wie hoch das Potenzial für die Energiegewinnung
mittels tiefer Geothermie in Bayern ist, hängt davon ab,
was man dabei berücksichtigt. „Die tiefe Geothermie hat
viele Spielarten und entwickelt sich ständig weiter“, erläu-
tertMichael Drews, Professor fürGeothermal Technologies
an der TUM.Während inMünchen beispielsweise Projekte
mit mehreren Bohrungspaaren an einem Standort umge-
setzt werden, erprobeman in Südbayern tiefe geschlossene
Systeme, die zwar teurer, aber dafür fast überall einsetzbar
sind.Mit der petrothermalenGeothermie, für dieWasser in
heiße Gesteinsschichten gepresst wird, steht eine weitere
Form in den Startlöchern. Die kommt zwar noch nicht zum
Einsatz, kann aber in Zukunft eine wichtige Rolle beim flä-
chendeckendenAusbau der geothermischenEnergieversor-
gung in Bayern spielen. „DasGeothermische Informations-
ystem GeoIS und der Geothermieatlas weisen 85 Prozent
der Fläche Bayerns als untersuchungswürdige Gebiete mit
tiefengeothermischemPotenzial aus“, bestätigt Stollhofen.
Bisher werden in Bayern aber nur die niedrig hängenden

Früchte geerntet. Das ist wirtschaftlich logisch,
denn je tiefer gebohrt wird, desto teurer wird es.

EinwichtigerAnsatzpunkt für eine umfang-
reichere Nutzung liegt deshalb in der weiteren
Erforschung des Untergrunds. „Es wurden noch
lange nicht alle für die tiefe Geothermie in Frage
kommenden geologischen Formationen ausrei-
chend untersucht und getestet“, sagt Drews. Das
Ausbaupotenzial sei daher in jedem Fall riesig.
Besonderen Nachholbedarf bei der Erforschung
des Untergrunds gibt es in Nordbayern. „Weder
Umfang, Inhalt undBelastbarkeit derDaten, noch
Methodenspektrumund Stand der Forschung ent-
sprechen dem für ein finanzielles Engagement
erforderlichen Technology Readiness Level von
Fördereinrichtungen der EU und des Bundes so-
wie privater Investoren“, erklärt Stollhofen. Bis
Bayern isländische Verhältnisse erreicht, ist es
noch einweiterWeg. JACOBNEUHAUSER

Wie kam es dazu, dass die
Wildpoldsrieder die Energie-
wende in die eigenen Hände
genommenhaben?
DENIFFEL – 1996 hat sich der Ge-
meinderatmitderZukunftunseres
Dorfes beschäftigt:Wowollen wir
hin?Waswollenwir gestalten?Wo
können wir sparen? Einer sagte:
DerWind schickt keine Rechnung
– lasst uns einWindradbauen!Das

Gelddafür hat dieGemeindeaber nicht.Undwirwollten auch
keinen externenProjektentwickler, der uns etwas vor dieNase
setzt.AlsowurdendieBürgergefragt:WerglaubtandenErfolg?
Wer will investieren?Mehr als erwartet hoben die Hand. Da-
raufhin ließmandenNaturschutz unddieArtenvielfalt prüfen
und änderte den Flächennutzungsplan. Vier Jahre später ging
die ersteWindkraftanlage in Betrieb.DasWindrad lieferte ge-
nugStrom,umeinenvondreiHaushalten imDorfzuversorgen.

Unddannhagelte es vermutlichEinsprücheundPro-
teste.WiegingderGemeinderatdamitum?
DENIFFEL –DieBedenken, die es gab,wurdenaufden Infover-
anstaltungen ausgeräumt. Die 2 600 Einwohner von Wild-
poldsriedwerdenüber einenBürgerbrief vonuns informiert.
Wie wir unsere Gemeinde weiterentwickeln können, disku-
tierenwir inBürgerversammlungen.Wennwir dazueinladen,
ist der Saal voll. Zur jüngsten Dorfversammlung, bei der es
umFreiflächen fürPhotovoltaik ging, sindvier von fünfWild-
poldsriedern gekommen. Sie sind aktiv und machen gerne
mit, wenn es um sinnvolle Dinge geht. Bürgerbeteiligung ist
für denGemeinderat und fürmich persönlich ein hohes Ziel.

MittlerweiledrehensichneunWindräderaufdemGe-
meindegebiet, und die erzeugenmehr Strom, als die
Bürgerverbrauchen.WiehabenSiedasgeschafft?
DENIFFEL – Dank des technischen Fortschritts. Unsere erste
WindkraftanlageerzeugteStromfür390Haushalte.Dienächs-
ten versorgten 625 Haushalte. Und die Anlagen der neuesten
Generation decken den Strombedarf von 3 500 Haushalten.
Wir haben aber nur rund900!DankderWindkraft habenwir
rechnerisch fünfMal sovielStrom,wiedasganzeDorfbraucht.

SindIhreAnlagenandasöffentlicheNetzangeschlossen?
DENIFFEL – Ja, wir speisen unseren Strom dort ein und der
wird dann an der Strombörse gehandelt. Die Bürger, die sich
an den Windkraftanlagen beteiligt haben, bekommen wie
alle anderen eine Stromrechnung vom Energieversorger.
Aber sie erzielen ebenauchErlöse ausdemVerkauf des über-
schüssigen Stroms. Zehn Prozent Rendite sind immer drin.
Natürlich muss das Verteilnetz dynamischmitwachsen. Das
bezahlen die Investoren, das gehört zumGeschäft. Aber un-
ter dem Strich kostet der Stromdie Bürger und Bürgerinnen,
die inWindkraft investiert haben, gar nichts.

WieversorgensichdieWildpoldsriedermitWärme?
DENIFFEL –Auchdie Sonne schickt keineRechnung.AlsDach-
solarmodule in Mode kamen, hat die Gemeinde informiert,
einen Sammeleinkauf organisiert und den Bürgern günstige
Preise für Beschaffung undMontage sichern können.

Was hat dieWildpoldsrieder letztlich von derWind-
kraftüberzeugt?
DENIFFEL –Ganzehrlich?DieAkzeptanzwächstmit demKlin-
geln im Geldbeutel. Unsere Bürger konnten sich von An-

fang an mit Eigenkapital an den eigens für dieses Projekt
gegründeten Gesellschaften beteiligen, nach dem Motto:
Bürger und Kommune gestalten gemeinsam die Energie-
wende. Das rechnet sich nun für uns alle.

Was hat denn die KommuneWildpoldsried davon,
dass die Bürger ihre eigeneEnergiewendemachen?
DENIFFEL – Auch die Gemeinde hat einen winzigen Anteil
an den Windkraftanlagen. Und auf den Dächern unserer
kommunalen Gebäude sind Photovoltaik-Anlagen instal-
liert. Damit senken wir unsere Energiekosten. Von den Er-
lösen fördern wir unsere Vereine, bauen Spielplätze und
unterhalten unseren ökologischen Badeteich. Außerdem
fließt uns die Gewerbesteuer aus den Windkraftanlagen
zu. Unsere lokalen Elektriker kümmern sich um die Tech-
nik, und wenn Fachleute von weit her hinzugezogen wer-
den müssen, dann übernachten sie im gemeindeeigenen

Hotel. Von diesem Geschäft profitiert die ganze Dorf-
gemeinschaft.

Dafür werden Sie viel Applaus bekommen. Reist die
Bürgermeisterin jetzt ständigdurchdieWeltgeschich-
teundhältVorträge?
DENIFFEL –Nurmanchmal, ichmuss hier doch arbeiten.Aber
unsereBekanntheit hat durchdieEnergiekrise tatsächlich ei-
nen enormen Schub bekommen. Die Besucher rennen uns
förmlich die Bude ein. Rund tausend Gruppen waren schon
hier. Sogar aus Japan, Korea, Südamerika, Australien und
Neuseeland.

UndwassagenSiedenen?
DENIFFEL –WaswirWildpoldsrieder können, können andere
Städte und Gemeinden auch. Nachahmen ist ausdrücklich
erwünscht! KAREN ENGELHARDT

Jeder fünfte Einwohner der GemeindeWildpoldsried sieht seiner Stromrechnung gelassen entgegen. Denn ihm gehören die
Windräder auf demHöhenrücken zwischen Ober- und Ostallgäu. Weil die mehr Energie produzieren, als im Dorf gebraucht wird,

bezahlt sich der Haushaltsstrom von selbst. Die Erste Bürgermeisterin Renate Deniffel erklärt das Do-it-yourself-Modell.
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Heizen mit Geothermie hat in Bayern ein enormes Potenzial. Vor allem im Großraum
München stammt immer mehr Wärme und Strom aus entsprechenden Kraftwerken.
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Über das Internet und Wikipedia hat es die 2 600-Seelen-Gemeinde Wildpoldsried als „Energiedorf“ zu weltweiter Bekanntheit gebracht.


